
1

HANSESTADT LÜNEBURG
DER OBERBÜRGERMEISTER

Vorlage-Nr.
VO/7933/18

01 - Büro des Oberbürgermeisters
Frau Doll Datum: 

01.08.2018

Antrag  
Beschließendes Gremium:
Rat der Hansestadt Lüneburg

Antrag "Schienenpersonennahverkehr zwischen Lüneburg und Hamburg stabilisie-
ren" (Antrag der SPD-Fraktion vom 01.08.2018, eingegangen am 01.08.2018 um 10:27 
Uhr)

Beratungsfolge:

Öffentl. Sitzungs- Gremium
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N 21.08.2018 Verwaltungsausschuss

Ö 23.08.2018 Rat der Hansestadt Lüneburg
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 DEZERNAT III Lüneburg, 15.08.2018 
 mo-br ���� 31 30 
 
 
 
 
 
 
1. 01R 
 
 ü b e r 
 
 Herrn Oberbürgermeister Mädge 
 
 
 
 
 Antrag der SPD-Fraktion vom 01.08.2018 zur Sitzung des Rates am 23.08.2018 
 „Schienenpersonennahverkehr zwischen Lüneburg und Hamburg stabilisieren“ 
  
 Stellungnahme der Verwaltung 
 
 Mit dem o. g. Antrag soll die Verwaltung dazu aufgefordert werden, mit den zuständigen Stel-

len in Niedersachsen und Hamburg Gespräche mit dem Ziel aufzunehmen, eine Verbesserung 
des Schienenpersonennahverkehrs auf der Bahnstrecke Lüneburg-Hamburg zu erzielen. 

 
 Bereits im Rahmen einer gleichgelagerten Anfrage zur Sitzung des Verkehrsausschusses am 

13.08.2018 hatte die Verwaltung mitgeteilt, dass aus Sicht der metronom Eisenbahngesell-
schaft mbH (nachfolgend metronom) der weit überwiegende Grund für die (aktuellen) Zugver-
spätungen und –ausfälle nicht in die Sphäre des metronom fällt, sondern der Verantwortlichkeit 
anderer zuzuordnen ist.  

 
 Die Hauptstrecke Hannover-Uelzen-Lüneburg-Hamburg weist aus Sicht der Verwaltung be-

triebliche und infrastrukturelle Defizite auf, die den Aufbau zwingend notwendiger zusätzlicher 
Kapazitäten im Schienenpersonennahverkehr (SPNV) erschweren. Zu diesen Defiziten zählen: 

 
 - die Bahnhofsituation in Hamburg, die derzeit den Einsatz längerer Züge mit zusätzlichen 

Waggons nicht zulässt, obwohl aufgrund der Auslastungssituation insbesondere in den Zü-
gen des metronom zusätzliche Beförderungskapazitäten dringend erforderlich sind (vgl. 
hierzu den als Anlage beigefügten Artikel aus dem Hamburger Abendblatt vom 
09.08.2018). 

 
 - die generelle Auslastungssituation auf der Hauptstrecke Hannover-Uelzen-Lüneburg-

Hamburg, die den Aufbau zusätzlicher Kapazitäten im Personen- wie auch im Güterverkehr 
erschwert. Die Verwaltung hatte bereits bei der Diskussion um das Alpha-E darauf auf-
merksam gemacht, dass im Falle der Umsetzung des Alpha-E zusätzliche Güterverkehrs-
zahlen weiterhin Spielräume für den Aufbau von Kapazitäten im Schienenpersonennahver-
kehr belassen müssen. 

 
 - betriebliche Abläufe, die zumindest von der Außenwahrnehmung her dazu führen, dass 

andere Eisenbahnbetriebsunternehmen gegenüber der Deutschen Bahn in ihren betriebli-
chen Abläufen zurückstehen müssen und eine bevorzugte Nutzung der Trasse für den 
Schienenpersonennahverkehr nicht immer gegeben ist. 

 
 
 
 
  … 
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 Aufgrund der beschriebenen Situation erscheint es sachgerecht, dass die Verwaltung auf das 

Land Niedersachsen und seine landeseigene Gesellschaft, die Landesnahverkehrsgesellschaft 
(LNVG), zugeht und auf eine Lösung der Problematik drängt. Weiterer Ansprechpartner für die 
Verwaltung muss die Metropolregion Hamburg sein, damit diese gemeinsam mit dem Land 
Niedersachsen und der LNVG Einfluss auf die Freie und Hansestadt Hamburg und die Deut-
sche Bahn AG nimmt, um eine zukunftsorientierte und zeitnahe Verbesserung der Bahnhofsi-
tuation in Hamburg zu erzielen. 

 
 Kosten für die Erarbeitung der Stellungnahme: 66,00 € 
 
 
 Im Original gezeichnet 
 
 Moßmann 
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